
Bundessozialgericht

’5aRK“2“/8“ lm Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtssheü

In......I......ooootouocio...-0.00.0000-0000‚

Kläger und Revisionskläger,

. ..... COD...".....OIOIOI'.UUOOIIQUOOIIOCOOU‚

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der Sa Senat des Bundessozialgerichts hat am 1U. Januar 1986

ohne mündliche Verhandlung

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers werden die Urteile des Landes—

sozialgerichts für das Land Nordrhein—Westfalen vom

13. November 198“ und des Sozialgerichts Gelsenkirchen vom

1. Juni 198ü geändert.

Der Bescheid der Beklagten vom 7. Dezember 1983 in der

Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 7. Februar 198“ wird
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insoweit aufgehoben, als die Beklagte die Knappschaftsaus-

gleichsleistung des Klägers auch um die im Wege des Ver—

sorgungsausgleichs an die Ausgleichsberechtigte übertragenen

Anteile des Leistungszuschlags gemindert hat.

Im übrigen wird die Revision des Klägers zurückgewiesen.

Die Beklagte hat dem Kläger ein Fünftel der außergericht-

lichen Kosten des Rechtsstreits zu erstatten.

G r ü n d e :

Streitig ist die Höhe der dem Kläger nach S 96a des Reichsknapp-

schaftsgesetzes (RKG) zustehenden Knappschaftsausgleichsleistung.

Durch Urteil des Amtsgerichts
Recklinghausen

vom 21. April 1982

(rechtskräftig am 25. Juni 1982) wurde der 1926 geborene Kläger

von seiner 1939 geborenen Ehefrau unter Anordnung eines Versor-

gungsausgleichs zu deren Gunsten geschieden. Durch Bescheid vom

7. Dezember 1983 bewilligte die Beklagte dem Kläger ab 1. No-

vember 1983 die Knappschaftsausgleichsleistung nach 5 96a RKG.

Dabei berücksichtigte sie die im Rahmen des Versorgungsausgleichs

auf die geschiedene Ehefrau des Klägers übertragenen Rentenan-

wartschaften in Höhe von “28,80 DM nicht und führte aus, auch
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gemäß 8 5 des Gesetzes zur Regelung von Härten im Versorgungs—

ausgleich sei die ungekürzte Leistung nicht möglich, weil die

geschiedene Ehefrau des Klägers seit ihrer Wiederheirat am

22. Oktober 1982 nach 8 1586 Abs 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches

(BGB) keinen Unterhaltsanspruch mehr gegen den Kläger habe. Wi-

derspruch, Klage und Berufung blieben erfolglos (Widerspruchsbe-

scheid vom 7. Februar 198“; Urteil des Sozialgerichts Gelsen—

kirchen vom 1. Juni 198“; Urteil des Landessozialgerichts für

das Land Nordrhein-Westfalen -LSG— vom 13. November 198ü).

Das LSG hat ausgeführt, es könne der Auffassung des Klägers nicht

zustimmen, der Gesetzgeber sei der ihm vom Bundesverfassungsge-

richt (BVerfG) im Urteil vom 28. Februar 1980 auferlegten Ver-

pflichtung nicht in vollem Umfang nachgekommen, wenn er für Fälle

der hier vorliegenden Art keine Härteregelung vorgesehen habe.

Die vom BVerfG als Anlaß einer Härteregelung bezeichnete Minde-

rung der Rentenanwartschaft des Ausgleichsverpflichteten ohne

entsprechende Steigerung des Rentenanspruchs beim Ausgleichsbe-

rechtigten mit der Folge einer ausschließlich dem Versicherungs—

träger zugute kommenden Ersparnis treffe auf den Kläger nicht zu.

Seine geschiedene Ehefrau sei nämlich durch die Übertragung der

Rentenanwartschaft in die Lage versetzt, bei Vorliegen der übri—

gen Rentenvoraussetzungen eine eigene Rente zu erhalten. In der

Zwischenzeit habe sie wegen ihrer Wiederheirat gegen den Kläger

allerdings keinen Unterhaltsanspruch.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügt der Kläger, das LSG

habe mit seiner Auslegung des S 96a Abs & RKG gegen Art 3 des
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Grundgesetzes (GG) verstoßen. Es sei zwar richtig, daß die ge-

schiedene Ehefrau bei Erfüllung der übrigen Voraussetzungen so—

fort einen Rentenanspruch aus den ihr übertragenen-Versorgungs-

anwartschaften erwerbe. Bis zur Erfüllung dieser Voraussetzungen

bekomme sie jedoch keine Leistungen, während die Rente des Klä—

gers bereits gekürzt werde. Der Kläger erbringe damit bis zum

Beginn einer etwaigen Rente an seine geschiedene Ehefrau ein.

Opfer, das nicht dem Ausgleich.zwischen den geschiedenen Ehegat-

ten diene, sondern allein einen vom Sinn des Versorgungsaus-

gleichs nicht gerechtfertigten Vorteil für die Beklagte begründe.

Systemgerecht sei nur, ihm solange die volle Rente zu zahlen, bis

der ausgleichsberechtigten geschiedenen Ehefrau aus den übertra-

genen Anwartschaften eine eigene Rente gewährt werde.

Der Kläger beantragt, : _ - „>_ ‚ .

-die Beklagte unter Aufhebung der Urteile der Vor-

instanzen und des Bescheides vom 7. Dezember

1983 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides

vom 7. Februar 198ü zu verurteilen, dem Kläger

die Knappschaftsausgleichsleistung in ungekürzter

Höhe zu gewähren.

Die Beklagte beantragt,

‘die Revision zurückzuweisen.

Sie verweist darauf, daß der Kläger einen Unterhaltsanspruch

seiner geschiedenen Frau nicht zu erfüllen habe sowie darauf, daß

diese inzwischen einen Leistungsanspruch aus den übertragenen
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Rentenanwartschaften geltend gemacht habe.

Die Beteiligten haben sich übereinstimmend mit einer Entscheidung

des Senats ohne mündliche Verhandlung gemäß S 12ü Abs 2 des So-

zialgerichtsgesetzes (SGG) einverstanden erklärt.

II

Die Revision ist nur zum Teil begründet. Sie ist zurückzuweisen,

soweit der Kläger begehrt, ihm die Knappschaftsausgleichsleistung

unter Berücksichtigung der im Versorgungsausgleich abgetrennten

Rentenanwartschaften zu gewähren. Dagegen ist unter Änderung der

Urteile der Vorinstanzen der angefochtene Bescheid insoweit auf—

zuheben, als die Beklagte die Knappschaftsausgleichsleistung des

Klägers auch um die im Wege des Versorgungsausgleichs auf die

Ausgleichsberechtigte übertragenen Anteile des Leistungszuschlags

gemindert hat.

5 96a Abs 4 Satz 2 RKG sieht die Minderung der Rente des Ver—

pflichteten vor, wenn für ihn eine Rente aus einem späteren Ver—

sicherungsfall zu gewähren ist. "Späterer" Versicherungsfall in

diesem Sinne ist ein nach Eintritt der Rechtskraft der Entschei—

dung des Familiengerichts über den Versorgungsausgleich eintre-

tender Versicherungsfall. Beim Kläger war dies der Eintritt der

Voraussetzungen für die Knappschaftsausgleichsleistung nach S 98a

Abs 1 EKG (Vollendung des 55. Lebensjahres und Ende der bishe-

rigen Beschäftigung in einem knappeohaftlichen Betrieb). Die
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Knappschaftsausgleichsleistung ist zwar in 5 “U RKG nicht unter

den Rentenleistungen an Versicherte aufgeführt; sie steht jedoch

einer "Rente" iS von 5 96 Abs “ Satz 2 RKG gleich, wie sich ins-

besondere aus % 98a Abs 2 und Abs 3 RKG ergibt. Danach steht die

Knappschaftsausgleichsleistung in der Höhe der Knappschaftsrente

wegen Erwerbsunfähigkeit bzw dem Knappschaftsruhegeld - jedoch

ohne den Leistungszuschlag des % 59 RKG - gleich, es gelten für

sie die Vorschriften entsprechend, die sich auf die Knapp-

schaftsrente beziehen, und es wird neben ihr eine knappschaft—

liche Rente nicht gewährt. Die Beklagte hat somit bei Feststel-

lung der Knappschaftsausgleichsleistung des Klägers im Grundsatz

zutreffend gemäß $ 96a Abs 4 RKG die sich aus dem Versorgungs-

ausgleich ergebende Minderung seiner Rente vorgenommen.

Das Anliegen der Revision, die von der Beklagten zum Nachteil des

Klägers angewandte Bestimmung unter verfassungsrechtlichen Ge-

sichtspunkten entweder nicht zur Anwendung zu bringen oder aber

dahin zu ergänzen, daß die Minderung der Knappschaftsausgleichs-

leistung des Klägers aufgrund des Versorgungsausgleichs erst er-

folgt, wenn der geschiedenen Ehefrau eine Rente zu gewähren ist,

erscheint dem-Senat angesichts des Urteils des BVerfG vom

28. Februar 1980 (BVerfGE 53, 257) nicht als begründet, so daß

eine Aussetzung des Verfahrens zur Einholung einer Entscheidung

des BVerfG gemäß Art 100 Abs 1 GG nicht veranlaßt ist.

Wie das BVerfG in dem vorbezeichneten Urteil ausgeführt hat, un—

terliegen Versichertenrenten und Rentenanwartschaften aus den

gesetzlichen Rentenversicherungen zwar dem Schutz des Art 14 GG.
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Gleichwohl verletzt nach dieser Entscheidung der in der Über-

tragung von Rentenanwartschaften bestehende Versorgungsausgleich

auch bei Scheidung vor dem 1. Juli 1977 geschlossener Ehen im

Grundsatz nicht das Grundgesetz. Das BVerfG hat es allerdings für

geboten erachtet, daß der Gesetzgeber die Bestimmungen über die

Übertragung und Begründung von Rentenanwartschaftén in der ge-

setzlichen Rentenversicherung durch Regelungen ergänzt, die es

ermöglichen, nachträglich eintretenden grundrechtswidrigen Aus-

wirkungen des Versorgungsausgleichs zu begegnen. Hierzu hat das

BVerfG ausgeführt, grundsätzlich rechtfertige zwar die trotz der

Trennung der Ehegatten weiter bestehende rechtliche Bindung die

Aufteilung des während der gesamten Ehezeit erworbenen Versor-

gungsvermögens. Dies könne jedoch dann nicht gelten, wenn die

Übertragung von Versorgungsanwartschaften sich überhaupt nicht

zugunsten des Berechtigten auswirken könne (aaO S 297). Fälle„

die nach rechtskräftigem Vollzug des Versorgungsausgleichs

grundgesetzwidrig sein könnten, seien im Zusammenhang mit dem

Vorversterben des Ausgleichsberechtigten vor dem Ausgleichsver-

pflichteten denkbar. Sie könnten dann gegeben sein, wenn die ab-

gesplitteten Werteinheiten beim Berechtigten keine Rentenleistung

ausgelöst haben, den Verpflichteten hingegen wegen ihres Umfangs

spürbar belasten. Es sei ferner auch möglich, daß wegen der Kürze

der Rentenleistungeh an den ausgleichsberechtigten Ehegatten im

Verhältnis zur Höhe der übertragenen Werteinheiten und unter

Würdigung der Lage des überlebenden Ausgleichsverpflichteten der

Versorgungsausgleich verfassüngswidrige Auswirkungen haben könne.

Zu einem verfassungswidrigen Zustand könne es ebenfalls kommen,

wenn beim Ausgleichspflichtigen vor dem Ausgleichsberechtigten "
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ein Versicherungsfall eintrete. Hier liege das Schwergewicht bei

den Fällen, in denen der Ausgleichsberechtigte, dem die übertra-

genen Werteinheiten mangels Vorliegens eines Versicherungsfalles

noch nicht zugute kämen, auf Unterhaltsleistungen des Aus—

gleichspflichtigen angewiesen sei (aaO S 303 ff). Deshalb seien

nicht die bestehenden Vorschriften verfassungsrechtlich zu bean-

standen, sondern es bedürfe einer ergänzenden Regelung (aaO

S 30“).

Durch das Gesetz zur Regelung von Härten im Versorgungsausgleich

vom 21. Februar 1983 (BGBl I S 105) sind die vom BVerfG für er-

forderlich erklärten ergänzenden Regelungen eingeführt werden. In

der vom BVerfG gewählten Reihenfolge sieht & N des Gesetzes in

seinem Absatz 1 den Ausschluß der Kürzung der Versorgung des

Verpflichteten für den Fall vor, daß der Berechtigte vor seinem

Tod keine Leistungen aus dem im Versorgungsausgleich erworbenen

Anrecht erhalten hat. Entsprechendes gilt nach Absatz 2 der Vor-

schrift, wenn dem Berechtigten aus dem im Versorgungsausgleich

erworbenen Anrecht bis zu seinem Tode nur Leistungen gewährt’

worden sind, die insgesamt zwei Jahresbeträge einer auf das Ende

des Leistungsbezuges berechneten Rente nicht übersteigen; aller-

dings erfolgt hier die Anrechnung der gewährten Leistungen auf

die sich aus dem Kürzungsausschluß ergebende Erhöhung. Endlich

schreibt % 5 Abs 1 des genannten Gesetzes den Aufschub der Kür-

zung der Versorgung des Verpflichteten vor, solange der Berech-

tigte aus dem im Versorgungsausgleich erworbenen Anrecht keine

Rente erhalten kann und er gegen den Verpflichteten einen An-

spruch auf Unterhalt hat oder nur deshalb nicht hat, weil der
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Verpflichtete zur Unterhaltsleistung wegen der auf dem Versor-

gungsausgleich beruhenden Kürzung seiner Versorgung außerstande.

ist. Mit der zuletzt Wiedergegebenen Vorschrift hat der Gesetz-.

geber den Fällen Rechnung getragen. bei denen nach dem Urteil des

BVerfG das ScnwergeWicht möglicher verfassungswidriger Auswir-

kungen des Versorgungsausgleichs liegt,
‚.

Die als Voraussetzung der eigenen Entscheidung des Senats oder

der Vorlage an das BundeSVerfassungsgericht zu beantwortende

Frage, Ob ein AUfSChUD der Kürzung der durch eigene Leistungen

(Beiträge) erworbenen Versorgung des Verpflichteten unter dem

Gesichtspunkt des EigentUmsschutzes (Art 1“ GG) auch eingreifen

müß‚ wenn und solange der Berechtigte, der noch keine Rente er-

halten kann, 8989“ den verpflichteten wegen neuer Eheschließung

keinen Unterhaltsanspruch hat, ist vom Senat verneint worden. Er

iSt der Auffassung, daß es sich in dem vom BVerfG im Urteil vom

28. Februar 1980 aaO aufgestellten - oben wiedergegebenen —Ka-

talog von Fällen, die zur Vermeidung eines verfassungswidrigen

Zustandes einer ergänzenden Regelung bedurften, um eine
abet

schließende Aufzählung händelt, zu der der vorliegende Fall nicht

gehört. Das folgt aus der im Grundsatz vom BVerfG bestätigten

Verfassungsmäßigkeit des Versorgungsausgleichs unter der —hier

gegebenen - Voraussetzung, daß die Kürzung der Rentenansprücheu

beim Ausgleichspflichtigg„ zum Erwerb eines angemessenen selb-

ständigen Versicherungssehutzes beim Ausgleichsberechtigten führt

(vgl S 302 aaO). Hätte des BVerfG nicht nur die Fälle, bei denen

nach seiner Ausdrucksweise "das Schwergewicht" möglicher verfas—

SUÜESWiÖFiEGPAUSWiPKU■8@nliegt, einer ergänzenden Regelung
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durch den Gesetzgeber zugewiesen, sondern bei jedem Versorgungs—

ausgleich schlechthin die Kürzung der Versorgung des Ausgleichs—

pflichtigen solange aufgeschoben wissen wollen, als der Aus—

gleichsberechtigte aus dem im Versorgungsausgleich erworbenen

Anrecht keine Rente erhalten kann, so hätte es im Urteil (vgl

dort 5 304) nicht der Einschränkung der Grundgesetzwidrigkeit auf

den Fall bedurft, daß der Ausgleichspflichtige noch zusätzlich

Unterhalt an den Berechtigten leisten muß. Daraus folgert der

Senat, daß das BVerfG wegen des vom Ausgleichsberechtigten durch

den Versorgungsausgleich erworbenen — bereits vor einem Renten—

bezug wirksamen — eigenen Versicherungsschutzes eine allein den {.

Ausgleichspflichtigen benachteiligende und damit wegen Verletzung

der Eigentumsgarantie verfassungswidrige Regelung nicht angenom—

men hat, wenn - wie hier infolge der Wiederheirat der Berechtig-

ten - eine derartige zusätzliche Unterhaltsverpflichtung des

Ausgleichspflichtigen nicht in Betracht kommt. Dieser Erwägung

schließt sich der Senat an. Daraus ergibt sich aber auch ein

sachlicher Unterschied zu den von S 5 des Gesetzes vom 21. Fe-

bruar 1983 erfaßten Fällen, der dem Gesetzgeber den Ausschluß der

Fallgruppe von der Härteregelung ermöglichte, zu der der Kläger

gehört. Damit scheidet auch ein Verstoß gegen Art 3 GG aus. S 5

des genannten Gesetzes muß nach alledem als verfassungsgemäß an-

gesehen werden.

Der angefochtene Bescheid ist jedoch aus einem anderen — weniger

weitreichenden - Grunde hinsichtlich der Höhe der dem Kläger ge—

währten Knappschaftsausgleichsleistung rechtswidrig und insoweit

einschließlich des Widerspruchsbescheides in Abänderung der Ur—
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teile der Vorinstanzen aufzuheben. Die Beklagte hat die Knapp—

schaftsausgleichsleistung des Klägers nämlich wegen des Versor—

gungsausgleichs um einen Betrag gekürzt, der höher ist als der

sich aus dem Versorgungsausgleich ergebende Anteil der geschie—

denen Ehefrau an dieser Leistung.

Wie der erkennende Senat in dem zur Veröffentlichung bestimmten

Urteil vom 1“. Januar 1986 in dem Rechtsstreit 5a RKn 4/85 ent—

schieden und näher begründet hat, darf die Rente des Ausgleichs-

pflichtigen nicht wegen anteilig im Versorgungsausgleich über-

tragener Anwartschaften gemindert werden, die in der speziellen

Rentenart generell nicht enthalten sein können. Das ergibt sich

aus dem Sinn und Zweck sowie aus dem Gesamtzusammenhang der ge-

setzlichen Regelung. Auszugehen ist vom Grundsatz des % 1587b

Abs 1 Satz 1 BGB, wonach die Hälfte des Wertausgleiches der wäh-

rend der Ehezeit erworbenen Anwartschaften übertragen wird. Die-

ses Prinzip des Rentensplittings will auch % 96a RKG verwirkli—

chen. Die Bestimmung muß somit dahin verstanden werden, daß bei

der Kürzung einer Leistung aus % 98a RKG, die gemäß Absatz 2

Satz 1 Halbsatz 2 der Vorschrift keinen Leistungszuschlag (% 59

RKG) enthält, die den Leistungszuschlag betreffenden Werteinhei-

ten unberücksichtigt bleiben. Insoweit war der angefochtene Be—

scheid aufzuheben.
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Die Kostenentscheidung beruht auf % 193 SGG.
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